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VON SABINE SCHWADORF

LUXEMBURG Im vergangenen Jahr 
haben europaweit in Luxemburg 
die meisten Menschen in Telearbeit 
gearbeitet. Nur in Finnland saßen 
noch mehr Beschäftigte zu Hause 
vorm Rechner. Im ersten Lockdown 
Anfang Mai lag der Anteil bei im-
merhin 69 Prozent. Im deutsch-lux-
emburgischen Grenzgebiet betrifft 
dies auch Tausende Grenzgänger. 
Das Homeoffice hat die Situation auf 
Luxemburgs Straßen massiv entlas-
tet. Immerhin zwei Tage und neun 
Stunden weniger haben die Pendler 
im Stau gestanden. Doch wie geht 
es künftig weiter? Welche Folgen 
hat die Arbeit im Homeoffice für die 
Luxemburger Wirtschaft, aber auch 
für die Staatseinnahmen? Wir ha-
ben mit Vincent Hein, Wirtschafts-
wissenschaftler bei der luxemburgi-
schen Denkfabrik Idea Foundation, 
gesprochen. Er analysiert regelmäßig 
die Luxemburger Wirtschaft und Fol-
gen der grenzüberschreitenden Zu-
sammenarbeit. 
 
Inwiefern wird der Standort fürs Ar-
beiten in Zukunft unwichtiger?
Vincent Hein: Forscher der Universi-
ty of Chicago haben in Studien den 
Anteil der Telearbeitsplätze in ver-
schiedenen Branchen untersucht. 
Luxemburgs wirtschaftliche Spezia-
lisierung auf den Dienstleistungssek-
tor ermöglicht es, einen Anteil von 
theoretisch 53 Prozent an Homeof-
fice-Plätzen zu schaffen. Das liegt 
über dem Durchschnitt der meis-
ten Länder. Die aktuelle Praxis über 
mehr als ein Jahr hat für  Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer Vor- und Nach-
teile aufgezeigt. Es ist jedoch ziem-
lich sicher, dass die Telearbeit wei-
ter entwickelt sein wird als vor der 
Pandemie.
 
Was bedeutet das für große Dienst-
leistungszentren wie Luxemburg in 
Bezug auf Immobilien, Steuern und 
Konsum?
Hein: Der Büroimmobilienmarkt 
dürfte in Zukunft weniger unter 
Druck geraten. Aber das alles ist noch 
sehr theoretisch, denn dazu wäre 
es notwendig, dass die Mitarbeiter 
nicht alle an den gleichen Tagen Te-
learbeit machen. Ein weniger an-
gespannter Büroimmobilienmarkt 
könnte dazu beitragen, das Woh-
nungsangebot auszuweiten. Aber 
in Luxemburg, wo die Spannungen 
aufgrund des Wachstums sehr hoch 
sind, sollte man keine radikalen Ver-
änderungen erwarten.

Aus wirtschaftlicher und steuer-
licher Sicht macht der grenzüber-
schreitende Kontext die Dinge 
komplexer als in einer „nationalen“ 

Metropole. Bei der Telearbeit kommt 
es zu einer geografischen Verla-
gerung des Konsums zulasten der 
Dienstleistungszentren und zu-
gunsten der Wohngebiete. An Tele-
arbeitstagen konsumieren sie mehr 
rund um ihren Lebensort in Restau-
rants, in der chemischen Reinigung 
oder in einem Fitnessstudio. Wenn 
die Metropole „national“ ist, bleibt 
alles im Land. Wenn die Metropole 
grenzüberschreitend ist, „verlässt“ 
dieses Geld das Land, dies hat Aus-
wirkungen auf Vermögensbildung 
und Steuereinnahmen.
 
Was bedeutet das konkret für Lux-
emburg?
Hein: Der luxemburgische Wirt-
schafts- und Sozialrat schätzt, dass 
bei einer Telearbeit von 116 000 
Grenzgängern an einem Tag in der 
Woche dies 350 Millionen Euro Um-
satz im Handel kosten könnte und 
damit wahrscheinlich genauso viel 
in Grenzgebieten gewonnen wird. 
Wenn Arbeitnehmer eine bestimm-
te Anzahl von Tagen der Telearbeit 
überschreiten, werden sie darü-
ber hinaus an den Tagen, die diesen 
Schwellenwert überschreiten (19 
Tage für Einwohner Deutschlands, 
24 Tage in Belgien und 29 Tage in 
Frankreich), in ihrem Wohnsitzland 
besteuert und nicht in ihrem Arbeits-
land, was einen Teil des steuerlichen 
Gewinns verdrängen könnte, von 
dem Luxemburg profitiert.
 
Was müsste von luxemburgischer Sei-
te getan werden?
Hein: Im Vergleich zu anderen Dienst-
leistungsmetropolen hat Luxemburg 
eine zusätzliche Schwierigkeit im Zu-
sammenhang mit dem grenzüber-
schreitenden Kontext. Wenn Tele-
arbeit an zwei oder drei Tagen in 
der Woche zu einer neuen „Norm“ 
wird, dann kommt es zu einer Wett-
bewerbsverzerrung zwischen Lux-
emburg und den „nationalen“ Met-
ropolen, da mehr als 25 Prozent der 
Arbeitszeit außerhalb Luxemburgs 
geleistet wird, Arbeitnehmer verlie-
ren ihren Anschluss an die luxembur-
gische Sozialversicherung. Es ist eine 
europäische Verordnung, die dieses 
Prinzip vorgibt. Luxemburg wird da-
her mit den Nachbarstaaten einen 
Rahmen aushandeln müssen, der 
eine Überschreitung dieser Schwel-
le unter noch festzulegenden Bedin-
gungen ermöglicht.

Gerade für Grenzgänger ist Telearbeit 
eine Option geworden, zumal in der 
Corona-Pandemie. Ist dies eine Vor-
bildlösung für die Zukunft?
Hein: Es liegt nahe, an diese Lösung 
zu denken, wenn wir die Mobilitäts-
probleme im grenzüberschreitenden 

Ballungsraum Luxemburg, aber auch 
die Wirtschaftswachstums- und Be-
schäftigungsprognosen für die kom-
menden Jahre sehen. Aber es wird 
auch weiterhin notwendig sein, in 
Infrastrukturen mit höherer Kapa-
zität und in einen zusammenhän-
genderen Flächennutzungsplan zu 
investieren, um Lebensorte näher 
an Arbeitsplätze und Konsumorte 
zu bringen. Die Lebensqualität wird 
zweifellos mehr Telearbeit erfordern, 
aber es wird nicht die einzige Wun-
derlösung sein.
 
Das Thema Besteuerung von Grenz-
gängern ist ein heikles. Einerseits pro-
fitieren Luxemburger Staat und Wirt-
schaft von der Arbeit der Grenzgänger, 
andererseits gehen den Heimatlän-
dern Einnahmen verloren, die sie für 
den Erhalt von Straßen und Schulen 
brauchen. Wie kann man diesen Kon-
flikt auflösen?
Hein: Ich habe bereits einen Vor-
schlag gemacht, der alle Parteien 
versöhnen würde. Zum Zeitpunkt 
der Pandemie ermöglichte die Auf-
hebung der steuerlichen und sozi-
alversicherungsrechtlichen Schwel-
lenwerte für Grenzgänger den 
luxemburgischen Unternehmen 
die Aufrechterhaltung ihrer Tätig-

keit durch massive Telearbeit. In ge-
wisser Weise haben die Nachbarlän-
der gegenüber dem Großherzogtum 
fiskalische Solidarität gezeigt.

Geradezu provokant ist das in der 
öffentlichen Debatte zuweilen zu hö-
rende Element, die Nachbarstaaten 
aufzufordern, die Freigrenzen ent-
schädigungslos nach oben zu erhö-
hen. Um aus dieser heiklen Steuer-
frage herauszukommen, wäre eine 
der Lösungen, mit den Nachbarstaa-
ten über eine gerechte Verteilung der 
auf die Telearbeit von Grenzgängern 
erhobenen Steuer zu verhandeln.

Diese könnten im Gegenzug in 
einen gemeinsamen Entwicklungs-
fonds einzahlen – quasi als Gegen-
leistung für die Anhebung der gelten-
den Steuergrenzen. Diese Mittel, die 
auch von Nachbarländern oder -regi-
onen ergänzt würden, könnten Mo-
bilitätsinfrastrukturen, Ausbildungs-
projekte, kommunale Ausrüstungen 
auf beiden Seiten der Grenzen finan-
zieren, sofern sie dazu beitragen, das 
grenzüberschreitende Territorium 
zusammenzuführen und attraktiver 
zu machen.
 
Inwiefern müssen alle Beteiligten 
Kompromisse eingehen?
Hein: Es muss ganz klar gesagt wer-

den, dass es bei einer Zunahme der 
Telearbeit nach der Pandemie nicht 
nur „Win-win“-Phänomene geben 
wird. Die Grenzgebiete werden Ge-
winner sein, weil sie sich in lebendi-
gere Gebiete verwandeln und nicht 
nur in Wohnheimstädte. Persönli-
che Dienste werden von der Anwe-
senheit von Telearbeitern profitieren. 
Dies wird wirtschaftliche Aktivität, 
Arbeitsplätze und Steuereinnah-
men schaffen. Aber es wird ein Ver-
lust für Luxemburg sein, wie wir oben 
erwähnt haben.

Auf der anderen Seite werden die 
Grenzgebiete Zugeständnisse ma-
chen müssen, weil der Wettbewerb 
um qualifiziertes Personal in loka-
len Unternehmen insofern härter 
wird, als es neben der Höhe der So-
zialabgaben relativ attraktiver ist, für 
ein luxemburgisches Unternehmen 
zu arbeiten, ganz zu schweigen da-
von, dass die Sozialbeiträge der Ar-
beitnehmer und Arbeitgeber dort 
niedriger sind. Es ist ein Prozess, der 
heute beginnen muss, indem alle Ar-
gumente ohne Tabus auf den Tisch 
gelegt werden. Das ist etwas Neues 
im grenzüberschreitenden Koope-
rationsprozess, man muss zuge-
ben, dass sich seit der Gründung der 
Großregion in den 1990er Jahren viel 

getan hat, sich aber fast immer auf 
Projekte beschränkt hat, bei denen es 
nur Gewinner gab. In diesem Thema 
gibt es aber Gewinner und Verlierer, 
deren Aspekte sich überschneiden. 
Ich denke, wir müssen mit bilatera-
len Verhandlungen beginnen, damit 
die Kompromissbildung eine Chan-
ce auf Erfolg hat.
 
Wie sieht Ihr Ideal für den grenzüber-
schreitenden Arbeitsmarkt in der 
Großregion aus?
Hein: Ich glaube, dass es kurzfristig 
nicht möglich sein wird, das Attrak-
tivitätsgefälle zwischen Luxemburg 
und den Nachbargebieten deutlich 
zu verringern. Aber wir müssen die 
wirtschaftliche Entwicklung auf bei-
den Seiten der Grenze mittelfristig 
wieder ins Gleichgewicht bringen. 
Denn das aktuelle Modell ist nur 
kurzfristig tragfähig. Auf dem Woh-
nungsmarkt und auf den Straßen se-
hen wir schon die Grenzen, vielleicht 
gibt es noch andere, wie zum Beispiel 
den Arbeitskräftemangel.

Der für eine Volkswirtschaft gesun-
de „War for Talents“ (Kampf um Ta-
lente) zwischen den Unternehmen 
darf nicht in einen „War for Talents“ 
zwischen den Territorien verwandelt 
werden, denn er führt zu Rückver-
schiebungen der Grenzen. Sollte der 
Großraum Luxemburg insgesamt an 
Attraktivität verlieren, wäre dies für 
das Großherzogtum ein existenziel-
les Problem, aber nur ein Randprob-
lem ohne große strategische Bedeu-
tung für die deutschen, französischen 
und belgischen Volkswirtschaften.

„Es wird künftig mehr Verlierer geben“
Durch Homeoffice verliert der Luxemburger Handel täglich 350 Millionen Euro. Vorschlag: Alle zahlen in einen Entwicklungsfonds ein.

INTERVIEW MIT ÖKONOM VINCENT HEIN VON DER IDEA FOUNDATION 

Bummeln in der Innenstadt von Luxemburg. Durch Homeoffice wird auch die Frequenz in der Hauptstadt zurückgehen, 
mit Konsequenzen für Handel und Gastronomie.  FOTO: FRIEDEMANN VETTER

Die Idea Fundation ist eine luxem-
burgische Denkfabrik, die 2014 
auf Initiative der Handelskammer 
(Chambre de Commerce) ent-
standen ist. Dabei geht es um die 
Erforschung, Entwicklung und 
Bewertung von politischen, sozia-
len und wirtschaftlichen Konzep-
ten und Strategien für die politi-
sche Beratung. Schwerpunkt des 
Wirtschaftswissenschaftlern Vin-
cent Hein ist die grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit.

Die Idea
Foundation

INFO

Vincent Hein, 
Idea Founda-
tion Luxem-
burg.
 FOTO: PRIVAT

Abofalle Streaming-Portale
KOLUMNE VERBRAUCHERSCHUTZ OHNE GRENZEN

Haben vielleicht auch Sie 
in Zeiten von Corona und 
Lockdowns vermehrt auf 

Internetportale zurückgegriffen, 
die das Streamen von Filmen und 
Serien anbieten?  Die im Euro-
päischen Verbraucherzentrum 
Luxemburg (CEC Luxembourg) 
eingehenden Beschwerden zeigen, 
dass Verbraucherinnen und Ver-
braucher dabei leider allzu oft an 
unseriöse Anbieter geraten.
Aber wie erkennt man, ob ein An-
bieter seriös ist oder nicht?
In den Fällen, die dem CEC zur Be-
arbeitung unterbreitet wurden, 
verhielt es sich so, dass die ent-
sprechenden Portale beispielswei-
se mit fünf Tagen kostenloser Pro-
bezeit geworben haben. Bereits 
kurz nach der Anmeldung erhiel-
ten die Verbraucher eine Rech-
nung über überzogene Beträ-
ge,  etwa um rund 390 Euro, für ein 
angeblich abgeschlossenes Jahres- 
oder Premiumabo.

Kurz darauf folgten aggressi-
ve Zahlungserinnerungen mit An-
drohung von Inkasso, Gericht, 

Zwangsvollstreckung und Ge-
richtsvollzieher.
Was zeichnet aber einen seriösen 
Anbieter aus?
Seriöse Anbieter von Streaming-
diensten haben zu beachten, dass 
Verbraucher vor Abschluss eines 
Vertrages umfassend über die Ver-
tragsbedingungen informiert wer-
den müssen, wie zum Beispiel 
Kosten und  Laufzeit des Vertrages. 
Erhält der Verbraucher diese Infor-
mationen nicht, ist die „Mitglied-
schaft“ unwirksam und die Ver-
braucher sind nicht zur Zahlung 
verpflichtet. Die Zahlungspflicht 
entfällt übrigens auch, wenn die 
vor der Anmeldung dargestellte 
Auswahl etwa an Filmen und Se-
rien schlichtweg nicht vorhanden 

ist und somit nach der Anmeldung 
nicht darauf zugegriffen werden 
kann. Damit erbringt der Anbieter 
die versprochene Leistung nicht, 
was – wie gesagt – dazu führt, dass 
der Verbraucher auch nichts zah-
len muss.

Unser Rat: Um sich vor unseriö-
sen Angeboten zu schützen, soll-
ten Sie vor Anmeldung über eine 
Internetsuche versuchen, den An-
bieter zu überprüfen (über Foren 
oder Warnungen von Polizei oder 
Verbraucherschutzorganisatio-
nen). Gerne können Sie sich auch 
an das CEC Luxembourg wenden.
Sollten Sie bereits unseriöse Zah-
lungsaufforderungen erhalten ha-
ben, heißt es Ruhe bewahren, zu-
nächst nicht zu zahlen und um Rat 
zu fragen, etwa beim CEC Luxem-
bourg. Unsere Juristen beraten Sie 
gerne und kostenfrei.

Das Europäische Verbraucherzentrum 
Luxemburg CEC ist erreichbar unter ht-
tps://cecluxembourg.lu; Telefon 00352-
268464-1; E-Mail: info@cecluxembourg.
lu

Christoph Nei-
sius, leiten-
der Anwalt des 
Europäischen 
Verbraucher-
zentrums Lux-
emburg.

Baustoffmangel auch im Ländchen
VON CÉDRIC FEYEREISEN

LUXEMBURG (tgbl) Baustoffe sind wäh-
rend der Pandemie knapp geworden. 
Die Konsequenzen: höhere Preise und 
längere Lieferzeiten. Ob und wann 
sich die Situation bessere, sei schwer 
einzuschätzen, sagt der Direktor des 
„Département affaires économiques“ 
der Handwerkskammer Norry Don-
delinger im Gespräch mit dem lux-
emburgischen „Tageblatt“.

„Ich arbeite seit 26 Jahren in diesem 
Bereich und habe so etwas noch nicht 
miterlebt“, sagt Norry Dondelinger, 
Direktor des „Département affaires 
économiques“ der Handwerkskam-
mer im Gespräch. Das Problem: die 
Preiserhöhungen der Baumaterialien. 
Die Erzeugerpreise für Baustoffe wie 
Holz, Stahl oder Dämmmaterialien 
sind während der Pandemie deutlich 
angestiegen, wie das Deutsche Statis-
tische Bundesamt (Destatis) mitteilt.

Besonders stark waren laut Destatis 
die Preisanstiege gegenüber dem Vor-
jahr bei metallischen Sekundärroh-
stoffen aus Eisen-, Stahl- und Alumini-

umschrott (+69,9 Prozent). Betonstahl 
in Stäben war im Mai 2021 um 44,3  
Prozent teurer und Betonstahlmat-
ten kosteten 30,4 Prozent mehr als im 
Mai 2020. Konstruktionsvollholz ver-
teuerte sich im Mai 2021 um 83,3 Pro-
zent im Vergleich zum Vorjahresmo-
nat, Dachlatten um 45,7 Prozent und 
Bauholz um 38,4 Prozent. „Niemand 
weiß, wie lange die Preiserhöhung 
der Baumaterialien andauern wird – 
es gibt Menschen, die sagen, dass sich 
das Problem in ein paar Monaten lö-
sen werde, andere denken, die Preise 
werden nie mehr auf das Niveau von 
vor der Krise zurückgehen“, sagt Don-
delinger.

Doch das Problem hört nicht bei 
den Preisen auf. Die Lieferzeiten ha-
ben sich laut Dondelinger wesent-
lich verlängert. „Ein Betrieb hat mir 
gesagt, dass die Lieferzeiten teilwei-
se von vier auf 16 Wochen gestiegen 
sind“, sagt der Direktor. Eine Baufirma 
müsse sich noch besser organisieren 
und früher bestellen. Manche Unter-
nehmen hätten genug Platz, um Bau-
stoffe im Voraus zu lagern – „andere 
Betriebe haben die Möglichkeit leider 
nicht“, sagt Dondelinger.

Ursache dafür sind nach Desta-

tis-Angaben die gesteigerte Nachfrage 
während der Corona-Krise und Liefer-
engpässe bei vielen Rohstoffen. „Wäh-
rend der Pandemie haben die Men-
schen nicht so viel Geld ausgegeben 
und deswegen ein bisschen Geld für 
Renovationen angespart“, sagt Don-
delinger.  

Die Luxemburger Abgeordneten 
haben am vergangenen Dienstag die 
Förderung von lokalen Baustoffen 
als mögliche Lösung für die Preiser-
höhungen angegeben. 

Trotzdem würde die allgemei-
ne Baustoffknappheit nicht nur den 
Kunden schaden. „Kurzfristig gese-
hen müssen die Betriebe die höhe-
ren Preise mit ihrem eigenen Gewinn 
kompensieren – sie können die neu-
en Preise nicht eins zu eins überneh-
men und an den Kunden weiterge-
ben“, sagt Dondelinger. Eine Frage 
stehe allerdings im Raum: Nehmen 
die Baustoffproduzenten nun an, dass 
die Kunden bereit sind, mehr für die 
Baumaterialien zu bezahlen? „Dann 
wird sich die Situation vielleicht nicht 
wirklich bessern“, sagt Dondelinger.

Autor Cédric Feyereisen ist Redakteur 
beim „Tageblatt“.


